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Antworten zur öffentlichen Anhörung des Umweltausschusses zur Novellierung des

Atomgesetzes am 05.11.01

_________________________________________________________________________

Antworten zu den Grundsatzfragen:

Die Streuung und die unterschiedliche Nutzungsweise der jeweiligen Primärenergieträger in

der Stromproduktion bzw. in anderen Segmenten des Energiemarktes generiert eine insgesamt hohe Versorgungssicherheit und Umweltverträglichkeit. Die vorrangige Nutzung von Stein- und Braunkohle sowie Kernenergie in der Stromerzeugung sichert eine weitgehende Unabhängigkeit der heimischen Elektrizitätswirtschaft gegenüber importabhängigen Energieträgern wie Gas und Öl. Zugleich wird durch den Primärenergiemix und moderne Kraftwerkstechnologie ein insgesamt relativ niedriger CO2-Eintrag in die Atmosphäre erreicht. Durch den Mix der Primärenergiequellen, die Diversifizierung der Bezugsquellen und durch die Nutzung der heimischen Stein- und Braunkohle als auch der Gas- und Ölvorräte wird erreicht, dass die Energie- bzw. die Stromkosten, die neben anderen Faktoren von hoher Bedeutung für den Industriestandort Deutschland sind, kalkulierbar und wettbewerbsfähig bleiben. Diese Strategie bringt somit zur Sicherung des Industriestandortes Deutschland einen wesentlichen Beitrag ein. Dieser Standortvorteil ist mit einer einseitigen Ausrichtung auf z. B. Gas oder einer eindimensionalen Förderstrategie für regenerative Energieträger nicht zu gewährleisten. Ungeachtet dessen ist eine sinnvolle Subventionierung von erneuerbaren Energien mittel- und langfristig auch industriepolitisch von Vorteil. Dabei können insbesondere solche Systeme exportfähig werden, die sich im Inselbetrieb bzw. in kleinen Netzen gut integrieren bzw. einsetzen lassen.

Ein Mix des Kraftwerkparks ist grundsätzlich auch bezüglich der Kostenstruktur sinnvoll. Eine

Mischung zwischen kapitalintensiven Kraftwerken, wie z. B. Kernenergie, Braunkohle und

Steinkohle mit betriebskostenintensiven Anlagen, wie z. B. Gasturbinen und GuD-Kraftwerken ist im Sinne der Brennstoffdiversifizierung und damit der Versorgungssicherheit, der Preiswürdigkeit und der Emissionen energiepolitisch geboten. Die drei zentralen Anforderungen der Energiepolitik - Versorgungssicherheit - Preiswürdigkeit - Umweltschonung –können durch die Kombination der verschiedenen Kraftwerkstypen und Primärenergieträger

im hohen Maße gewährleistet werden.

Moderne Kohlenkraftwerke erzeugen pro produzierte kWh ungefähr 0,8 - 0,9 kg CO2. Im

Kraftwerksmix mit CO2-freien Energieträgern kann bzw. wird dieser Wert im Durchschnitt

abgesenkt. Gasgefeuerte Anlagen emittieren rd. 0,35 - 0,45 kg CO2/kWh. Bedingt durch die

Gasverluste bei der Gewinnung und den Transport nähern sich allerdings die Werte ein

Stück weit an.

Aktuell importiert die Bundesrepublik Deutschland ca. 80 % des Gasbedarfs. Eine wesentliche Ausweitung der heimischen Gasproduktion ist nicht darstellbar. Eine Gasausbaustrategie würde demzufolge direkt und unmittelbar zu einer signifikanten Ausweitung der Importe führen. Damit ist automatisch die Versorgungssicherheit und die Preiswürdigkeit betroffen. Eine massive Gefährdung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft ist nicht auszuschließen. Deshalb wird eine Gasstrategie seitens der IG BCE klar abgelehnt.

Die effiziente Umwandlung und der sparsame Gebrauch von Energie ist immer sinnvoll. Bezogen auf den Strommarkt ist allerdings nicht von einer deutlichen Verbrauchsreduzierung

zu vertretbaren Kosten auszugehen. Bislang ist eher eine moderate Verbrauchssteigerung

wahrscheinlich.

Durch den absehbaren Modernisierungsprozess im Kraftwerkspark in den nächsten 20 Jahren wird die Energieumwandlung im erheblichen Umfang effizienter werden. Es dürfte im

hohen Maße plausibel sein, dass die alten Anlagen mit den durchschnittlich schlechteren

Wirkungsgraden zuerst durch neue und hocheffiziente Kohlenkraftwerke ersetzt werden.

Dadurch wird der spezifische Brennstoffbedarf und im Zusammenhang natürlich auch der

CO2-Ausstoß um rd. 20 - 30 % sinken.

Antworten zu dem Entsorgungsteil

Für den Fall, dass § 9 a, Abs. 3 AT-Gesetz den Bund nicht dazu verpflichtet, Anlagen zur

Endlagerung radioaktiver Abfälle in Deutschland zu errichten, würde eine diesbezügliche

Klarstellung in jedem Falle zu befürworten sein. Die Zulässigkeit der Enteignung nach § 9 d

ist erst vor wenigen Jahren in das Gesetz aufgenommen worden, weil Verzögerungen und Behinderungen für die Errichtung des Endlagers in Gorleben absehbar waren. Die jetzige

Aufhebung dieser Bestimmungen wird alles andere als hilfreich sein, wenn die zügige Errichtung von Anlagen zur Endlagerung notwendig ist.

Ob das bisher bestehende Endlager-Konzept als konsensual bezeichnet werden kann, darf

bezweifelt werden. Das Endlagerkonzept, das die jetzige Bundesregierung verfolgt, ist allerdings sachlich nicht ausreichend zu begründen und stellt in erster Linie den Versuch dar, die politischen Akzeptanzprobleme zu umgehen.

Für die Ein-Endlagerkonzeption - also das gemeinsame Endlager von hoch-, mittel- und

schwach-radioaktiven Abfällen spricht in der Sache wenig. Physikalisch-technisch werden

zunehmend Bedenken geäußert, gerade wenn Salz als Medium für das Endlager in Betracht

gezogen wird, da die schwach- und mittel-radioaktiven Abfälle aufgrund ihrer Konditionierung

zu Ausgasungen neigen könnten. Auch aus Kostengesichtspunkten ist das gemeinsame

Endlager nicht als plausibel anzusehen, da die Abfälle zu unterschiedlichen Zeiten anfallen,

unterschiedlich konditioniert sind und eine umfangreichere Zwischenlagerung von schwach- und mittel-radioaktiven Abfällen bislang nicht vorgesehen ist.

Es gibt keinerlei wissenschaftlich belegte Hinweise, mit der eine Nichteignung des Salzstockes in Gorleben begründet werden könnte. Alle bisherigen Befunde deuten auf das Gegenteil hin. Nach unserer Auffassung ist die Erkundung sinnvollerweise fortzusetzen, bis die

endgültige Eignung festgestellt ist. Die jetzige Unterbrechung der Erkundung lässt sich aus

sachlichen Gründen nicht darstellen.

Die Rückholbarkeit des radioaktiven Abfalls wird je nach Endlagermedium anders zu bewerten sein. Das bisher in Deutschland geltende Konzept zielt darauf ab, dass die hoch radioaktiven Abfälle von der Biosphäre und jeglichen anderen äußeren Einflüssen abgeschlossen

bleiben. Endlagerung dieser Abfälle in anderen Wirtsgesteinen erfordern erheblich höheren

Containment-Aufwand und könnten daher besser als dauerhafte Zwischenlagerung gekennzeichnet werden.

Durch die Errichtung einer Vielzahl von dezentralen oberirdischen Zwischenlagern für radio-aktiven Abfall ist die Sicherheit nur mit weitaus größerem Aufwand und möglicherweise nur

in geringerem Umfang zu gewährleisten.


Stellungnahme des Ministeriums für Finanzen und Energie des Landes Schleswig-Holstein 

Dr. Wolfgang Cloosters
I.
Grundsatzfragen

Zu Teil a, I. 1. – 3.; Teil b, I. 8.; Teil c, 1. d) und e) 

Der Ausstieg aus der Atomenergie ist seit dem im Jahre 1988 im Land Schleswig-Holstein erfolgten Regierungswechsel das erklärte Ziel der Landesregierung. Denn eine Technik, die niemals versagen darf und der gegenüber der Mensch nicht versagen darf, bei deren Versagen aber unter Umständen mit katastrophalen Auswirkungen zu rechnen ist, ist letztlich nicht verantwortbar. Die Landesregierung Schleswig-Holstein begrüßt deshalb, dass mit der Konsensvereinbarung vom 14. Juni 2000 die Weichen in Richtung Atomausstieg gestellt sind. 

Nach Auffassung der Landesregierung Schleswig-Holstein wäre es wünschenswert und auch rechtlich möglich gewesen, den Atomausstieg zügiger als auf der Basis von 32 Gesamtbetriebsjahren zu regeln. Ungeachtet dessen muss respektiert werden, dass der Atomausstieg nicht allein nach den Vorstellungen einer Landesregierung realisierbar ist, sondern vom Bundesgesetzgeber geregelt werden muss und mit der im Gesetzentwurf favorisierten Reststrommengenfestlegung letztlich der Einstieg in den Atomausstieg endlich rechtlich verbindlich geregelt werden soll. Deshalb unterstützt die Landesregierung grundsätzlich auch das Gesetzgebungsvorhaben, mit dem der von der Bundesregierung ausgehandelte Atomkonsens durch das Parlament nunmehr umgesetzt werden soll.

Das Ministerium für Finanzen und Energie vertritt nachhaltig den Standpunkt, dass durch einen Atomausstieg die Sicherheit der Energieversorgung in Deutschland nicht beeinträchtigt wird und auch bei einem Atomausstieg die Erreichung der gesetzten Klimaschutzziele grundsätzlich möglich sein wird. Alternativen zur Atomenergie sind vorhanden: Eine ressourcenschonende Energiepolitik leistet einen wesentlichen Beitrag zum Klimaschutz und zur Reduzierung der CO2-Emissionen. Rationelle Energieverwendung, Nutzung regenerativer Energien und nachhaltige Einsparung von Energie sind wesentliche Säulen zur Sicherstellung der Energieversorgung ohne Atomenergie. Die Atomenergie stellt demgegenüber einen Hemmschuh auf dem Weg zum Umbau hin zu einer umweltfreundlichen Energieversorgung dar. Hinzu kommt – für alle seit dem 11.09.2001 unmittelbar einsichtig! – das durch den dezentralen Charakter der anzustrebenden Energiewende direkt „friedensstiftende“ Merkmal aller Alternativen! Angesichts der Probleme einer zunehmenden Verflechtung der Weltwirtschaft bieten sie darüber hinaus ein ungleich größeres Maß an gesellschaftlicher und sozialer Teilhabe. 

II.
Sicherheit der Kernkraftwerke

Zu Teil a, II. 5.:

In Anknüpfung an die Reaktorkatastrophe von Tschernobyl im Jahre 1986 hatte die Reaktorsicherheitskommission schon im November 1988 empfohlen, nach einer Betriebszeit von jeweils 10 Jahren für jedes Kernkraftwerk eine periodische Sicherheitsüberprüfung durchzuführen. Entsprechend dieser Empfehlung sind in der Praxis nachfolgend solche Überprüfungen durchgeführt worden. Ein Blick über die Grenzen zeigt, dass auch auf internationaler Ebene solche systematischen Überprüfungen von Kernkraftwerken üblich sind. Ungeachtet dessen ist es in der Bundesrepublik Deutschland immer wieder zu Auseinandersetzungen zwischen Betreibern und Aufsichtsbehörden um die Frage gekommen, ob es sich bei solchen Überprüfungen um freiwillige Leistungen der Betreiber handelt oder sie hierzu verpflichtet sind und inwieweit infolgedessen von den Aufsichtsbehörden Einfluss auf die inhaltliche Ausgestaltung und Abwicklung genommen werden kann. Es ist deshalb zu begrüßen, dass mit § 19 a E-AtG nunmehr ausdrücklich festgeschrieben werden soll, dass Betreiber von Kernkraftwerken periodische Sicherheitsüberprüfungen durchzuführen haben und diese aufsichtlichen Überprüfungen unterliegen.

In der Gesetzesbegründung wird auch zutreffend deutlich gemacht, dass der Gesetzgeber nichts grundlegend Neues einführen, sondern an eine bereits geübte Aufsichtspraxis anknüpfen und diese ausdrücklich gesetzlich absichern will. Dies ist sachlich und rechtlich zweckmäßig. Wie in der Kerntechnik üblich, werden inhaltliche Anforderungen in untergesetzlichen Regelwerken beschrieben. Die insoweit in der Praxis einschlägigen „Leitfäden zur Durchführung von periodischen Sicherheitsüberprüfungen (PSÜ)“, bekannt gemacht vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit im Dezember 1997, bedürfen allerdings der Fortentwicklung. Bei dieser Fortentwicklung sollte der Leitfaden auch daran gemessen werden, inwieweit sicherheitstechnisch bedeutsame Erkenntnisse aus dem Aufsichtsverfahren in der vorhergehenden PSÜ dargestellt bzw. ermittelt wurden.

Zu Teil a, II. 6., Teil d, 8.:

Hinsichtlich der Begrenzung des Leistungsbetriebs der in der Bundesrepublik betriebenen Kernkraftwerke ist zunächst festzuhalten, dass es nach der in § 7 Abs. 1 a E-AtG vorgesehenen Regelung für keines der 19 in der Bundesrepublik Deutschland in Betrieb befindlichen Kernkraftwerke ein zeitlich genau bestimmtes Ende und damit eine genau kalkulierbare Restlaufzeit geben wird. Die mit § 7 Abs. 1 a – d E-AtG geplante Festschreibung eines Strommengenmodells wird vielmehr zur Folge haben, dass die Berechtigung zum Betrieb eines Kernkraftwerkes erst mit Erreichung einer bestimmten Strommenge und nicht mit Erreichen einer bestimmten Laufzeit und damit eines genau vorausberechenbaren Alters erlischt. Es bleibt nach dieser Konstruktion letztlich den Betreibern überlassen, den Zeitraum zu bestimmen, in dem sie die zugestandene Strommenge erzeugen wollen. Einflüsse auf die tatsächliche Laufzeit einer Anlage können sich nicht nur aus den Unwägbarkeiten der Durchführung planmäßiger Jahresrevisionen ergeben. Zu berücksichtigen ist vielmehr, dass mit zunehmendem Alter der Anlagen die Notwendigkeit zu technischen Nachrüstungen und Verbesserungen erfahrungsgemäß steigen und deren Realisierung zu Stillständen führen kann, so dass sich hieraus ein wesentlicher Einfluss auf die tatsächliche Laufzeit zur Erreichung der definierten Strommengen ergeben kann.

Hinsichtlich der Anknüpfung an die noch zu produzierenden Strommengen sieht der Gesetzentwurf demgegenüber mit der klaren Regelung des § 7 Abs. 1 a Satz 1 E-AtG vor, dass die Berechtigung zum Leistungsbetrieb mit Erreichen der in der Anlage 3 Spalte 2 für die Anlage aufgeführten Elektrizitätsmengen kraft Gesetzes erlischt. Die in § 7 Abs. 1 b E-AtG vorgesehene Übertragung von Strommengen kann nach hier vertretener Auffassung deshalb nur so lange Wirkung entfalten, wie die Berechtigung zum Betrieb der Anlage, auf die die Strommengen übertragen werden sollen, noch nicht erloschen ist. Nach hier vertretener Auffassung kann deshalb nach Erlöschen der Berechtigung zur Elektrizitätserzeugung eine Übertragung von Strommengen nicht dazu führen, dass der Leistungsbetrieb wieder aufgenommen werden kann. Unklarheiten in der Regelung des § 7 Abs. 1  b Satz 3 E-AtG zum Verfahren hinsichtlich der Zustimmung bei Übertragungen von „Neu auf Alt“ sollten fachlich ausgeräumt werden.

Zu Teil a, II. 7. – 9., 12.; Teil c, 2. a):

Die schrecklichen Terroranschläge vom 11. September 2001 in den USA haben weltweit zu Entsetzen und Besorgnis, vielfach auch zu dem Ruf nach Konsequenzen geführt. Dies betrifft insbesondere auch die Sicherheit von Atomanlagen im Hinblick auf einen Flugzeugabsturz. Durch diese Ereignisse ist ins Bewusstsein gerufen worden, dass keines der in der Bundesrepublik Deutschland betriebenen Kernkraftwerke gegen den gezielten Absturz eines großen Passagierflugzeuges ausgelegt ist. Die vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit mit der Thematik befasste Reaktorsicherheitskommission hat dementsprechend  in ihrer am 16. Oktober 2001 vorgelegten ersten Stellungnahme zur Bewertung dieses Vorfalls dargelegt, dass es aus ihrer Sicht als fraglich gelten muss, ob die deutschen Atomkraftwerke einem gezielten terroristischen Angriff mit einem großen Verkehrsflugzeug standhalten würden. Untersuchungen hierzu sind in der Vergangenheit nicht vorgenommen worden, Untersuchungsergebnisse hierzu liegen aus der Vergangenheit folglich nicht vor. Die Reaktorsicherheitskommission führt vielmehr aus, dass die deutschen Atomkraftwerke in einem unterschiedlichen Maß gegen Flugzeugabstürze geschützt sind. Reaktoren, die nach 1973 die erste Teilerrichtungsgenehmigung erhalten haben, sehen einen Schutz gegen den zufallsbedingten Absturz einer schnellfliegenden Militärmaschine sowie einen sog. „Grundschutz“ gegen Abstürze ziviler Maschinen vor. Der Schutz gerade älterer Kernkraftwerke (deren erste Teilerrichtungsgenehmigung also vor 1973 ergangen ist) wird ausdrücklich als geringer bezeichnet. Im übrigen wird von der Reaktorsicherheitskommission weiter konstatiert, dass das Schutzniveau darüber hinaus anlagenspezifisch unterschiedlich ist. In diesem Zusammenhang ist von Bedeutung, dass die Reaktorsicherheitskommission „im Einzelfall auch massive Freisetzung radioaktiver Stoffe“ nicht für ausgeschlossen hält.

Hinsichtlich der Frage, ob das atomrechtliche Instrumentarium ausreichende Reaktionsmöglichkeiten hierauf bereit hält, ist darauf hinzuweisen, dass das Atomgesetz selbst schon heute hinsichtlich der erforderlichen Schadensvorsorge in § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 AtG ausdrücklich an den aktuellen Stand von Wissenschaft und Technik anknüpft sowie nach § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 AtG der erforderliche Schutz gegen Störmaßnahmen oder sonstige Einwirkungen Dritter gewährleistet sein muss und eine Konkretisierung in der Praxis in der Regel unter Berücksichtigung eines differenzierten und spezifizierten untergesetzlichen Regelwerks erfolgt. Da nach der hier vertretenen Rechtsauffassung aufsichtsbehördliches Handeln an den Grundsätzen auszurichten ist, die bereits für das Genehmigungsverfahren maßgeblich sind, ist es im Grundsatz nicht erforderlich, in § 12 des Atomgesetzes eine Ermächtigungsnorm zur Bestimmung von Antiterrormaßnahmen durch Rechtsverordnung aufzunehmen. Auch ist es nicht erforderlich, mittels eines neu einzufügenden § 19 b festzulegen, dass eine Sicherheitsanalyse bezüglich Anti-Terror-Maßnahmen erforderlich ist. Sicherungsanalysen sind u.a. Teil der in der Praxis bereits durchgeführten und jetzt mit § 19 a E-AtG rechtlich zu verankernden Sicherheitsüberprüfungen. Allein dort wäre es sachdienlich, geänderte Anforderungen bzgl. der Überprüfung von Anti-Terror-Maßnahmen unterzubringen. Im übrigen handelt es sich hier um eine Fragestellung, der unabhängig davon aufsichtlich nachgegangen werden kann. 

Sinnvoll erscheint demgegenüber, im Wege einer Klarstellung die Verpflichtung der Betreiber kerntechnischer Anlagen zu einer dynamischen Schadensvorsorge festzuschreiben. Dies könnte mit einem neu einzufügenden § 7 Abs. 2 Satz 2 mit dem Regelungsgehalt „Anlagen im Sinne von § 7 Abs. 1 AtG sind so zu betreiben, dass die nach dem jeweiligen Stand von Wissenschaft und Technik erforderliche Vorsorge gegen Schäden durch den Betrieb der Anlage gewährleistet ist,“ klargestellt werden. Mit einer solchen ausdrücklichen Festschreibung einer Grundpflicht der Betreiber zur dynamischen Schadensvorsorge würde zugleich die notwendige Angleichung an entsprechende Regelungen des Bundes-Immissionsschutzrechtes vorgenommen, wo derartige Grundpflichten nicht nur als Maßstabsnorm für die Genehmigungserteilung bzw. für nachträgliche Anordnungen, sondern als unmittelbar geltende Pflichten ausdrücklich festgeschrieben sind.

Sinnvoll erscheint es in diesem Zusammenhang auch, die Regelung des § 18 Abs. 3 AtG über Entschädigungen bei nachträglichen Auflagen aufzuheben. Denn aus verfassungsrechtlichen Gründen ist der Betreiber einer kerntechnischen Anlage schon von sich aus verpflichtet, die Anlage auf bestmöglichem Sicherheitsniveau zu betreiben. Nachträgliche Auflagen, mit denen die Behörde die Durchsetzung dieser Verpflichtung verfügt, können deshalb schon nach geltendem Recht nicht zu einer Entschädigung führen. Insofern dient eine entsprechende Änderung der Klarstellung. Im Übrigen berücksichtigt eine entsprechende Änderung den Wegfall des Förderzwecks und führt zu einer weiteren Annäherung an das Bundes-Immissionsschutzrecht, wie dieses auch schon in einem Referentenentwurf zur Atomrechtsnovellierung vor 9 Jahren vorgeschlagen wurde. 

Im übrigen bieten die atomrechtlichen Regelungen im allgemeinen ein ausreichendes Instrumentarium, aufsichtlich auf neue Herausforderungen zu reagieren. Als gesetzgeberische Aufgabe wird es demgegenüber angesehen, unter Berücksichtigung der Ereignisse und Erkenntnisse vom 11. September 2001 eine Risikoentscheidung vorzunehmen, wie insbesondere hinsichtlich der älteren Kernkraftwerke, die nicht einmal gegen eine schnellfliegende Militärmaschine ausgelegt sind, deren Auslaufbetrieb sowie deren Entsorgung der Brennelemente geregelt wird. Die Vermutung ist naheliegend und bislang nicht widerlegt- dass die vom Gesetzgeber bisher vorgenommene Risikoabwägung – insbesondere hinsichtlich der Einwirkungen Dritter (§ 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 AtG) – unter Berücksichtigung der Ereignisse und Erkenntnisse vom 11. September 2001 überholt ist. 

Hier obliegt es in erster Linie dem Gesetzgeber, eine Risikoabwägung vorzunehmen, ob diese Anlagen tatsächlich wie in dem vor dem 11. September erarbeiteten Gesetzentwurf vorgesehen, noch mit diesen Laufzeiten weiterbetrieben werden können. Die drastische Verkürzung der bisher hierfür noch vorgesehenen Reststrommengen dürfte ein erwägenswerter Schritt sein. Dies ist aber eine Entscheidung, die der Gesetzgeber fällen sollte und die nicht dem Vollzug überantwortet werden darf. Denn hier handelt es sich um eine wesentliche Entscheidung, und solche wesentlichen, über die Einzelanlage hinausgehenden Entscheidungen hat nun einmal der Gesetzgeber zu treffen.

Zu Teil a, II. 10.:

Nicht alle in der Bundesrepublik Deutschland betriebenen Atomkraftwerke sind auch mit Notstandssystemen ausgerüstet. Mit § 17 Abs. 1 Satz 3 des Atomgesetzes bietet dieses grundsätzlich auch eine ausreichende Rechtsgrundlage, entsprechende Nachrüstungen anzuordnen. Hinsichtlich der Verhältnismäßigkeit einer solchen Maßnahme muss im jeweiligen konkreten Einzelfall entschieden werden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass Sicherheit stets absoluten Vorrang vor Wirtschaftlichkeitserwägungen haben muss. Nach hier vertretener Auffassung wird eine Maßnahme, die aus Gründen der Wirtschaftlichkeit einen Betreiber einer Anlage mit nur noch kurzer Restlaufzeit zur vorzeitigen bzw. kurzzeitigen Stillegung veranlasst, im Regelfall verhältnismäßig sein. Denn nach der vorgesehenen gesetzlichen Regelung bleibt es den Betreibern unbenommen, Strommengen auf andere Anlagen zu übertragen.

Zu Teil a, II. 11.:

Die Reaktorsicherheitskommission hat in ihrer Stellungnahme vom 16.10.2001 zutreffend darauf hingewiesen, dass durch das Abfahren einer Anlage im Bedrohungsfall längere Karenzzeiten für Notfallmaßnahmen zur Verfügung stehen. Bei einem rechtzeitig abgeschalteten, kalt unterkritischen Reaktor verlangsamt sich aber bei einem Schadensfall die Freisetzung der radioaktiven Nuklide wegen der verminderten Nachzerfallsleistung und des niedrigen Drucks. Hinzu kommt, dass nach Abschalten des Reaktors kurzlebige Radionuklide bereits zerfallen und damit nicht mehr freigesetzt werden können. 

Die Reaktorsicherheitskommission führt in ihrer Stellungnahme vom 16.10.2001 weiter zutreffend aus: „Das für die Strahlenbelastung bei einer Freisetzung in die Umgebung relevante Potential an langlebigen Spaltprodukten wird mit dem Abschalten der Anlagen nicht entscheidend beeinflusst. Eine drastische Verringerung des radioaktiven Inventars könnte durch die Entladung der Brennelemente aus dem Brennelement-Lagerbecken und deren Verbringung in ein sicheres Lager erreicht werden. Dies ist jedoch kurzfristig nicht möglich, sondern dauert mehrere Monate. Ein Abtransport der aus dem Reaktorkern ausgeladenen Brennelemente könnte wegen der zu beachtenden Abklingzeit frühestens ein halbes Jahr nach Abschaltung erfolgen. Allerdings ist zu beachten, dass für derartige Maßnahmen die organisatorisch-technischen Voraussetzungen (z.B. Verfügbarkeit von Behältern) zur Zeit nicht vorliegen.“

Zusammenfassend muss festgehalten werden, dass - wie auch von der Reaktorsicherheitskommission in der Stellungnahme vom 16.10.2001 ausgeführt - im Falle eines entsprechenden Terrorangriffs die massive Freisetzung radioaktiver Stoffe im Einzelfall nach gegenwärtigem Kenntnisstand nicht auszuschließen ist.

Zu Teil a, II. 12.:

Es wird auf die Antworten zu 7 bis 9 und 11 verwiesen. Im übrigen ist auch hier wieder der Gesetzgeber gefragt, eine Risikoentscheidung vorzunehmen.

III.
Entsorgung

Zu Teil a, III. 15.:

Die Begrenzung der Betriebsdauer von Kernkraftwerken durch Festlegung der maximal noch zulässigen Stromproduktionsmengen hat zur Folge, dass im Vergleich zur vorherigen, uneingeschränkten Betriebsgenehmigung nunmehr erstmals die Menge des entstehenden Atommülls festgelegt wird. 

Zu Teil a, III. 16.:

Das Konzept zur Errichtung standortnaher Zwischenlager ist im Grundsatz fachlich zweckmäßig. Denn es ermöglicht zum einen, dass Transporte in die Wiederaufarbeitungsanlagen in absehbarer Zeit trotz Restbetriebs der kerntechnischen Anlagen vermeidbar sind. Auf der anderen Seite darf nicht übersehen werden, dass mit der Schaffung von standortnahen Zwischenlagern an jedem Kernkraftwerksstandort dort weitere Risikoquellen geschaffen werden. Unter dem Gesichtspunkt einer umfassenden Risikoabwägung sollte deshalb durch die Gesetzesnovelle ermöglicht werden, dass nicht an jedem Standort ein Zwischenlager errichtet werden muss, sondern dass – wenn denn die geographischen Voraussetzungen gegeben sind -  Zwischenlager auch in räumlicher Nähe der Atomkraftwerke ggf. von mehreren Betreibern gemeinsam betrieben werden können. Beispielhaft gilt dies etwa für die in Schleswig-Holstein gelegenen Standorte Brokdorf und Brunsbüttel, die in unmittelbarer Nachbarschaft gelegen sind. Für diesen, aber auch für ähnliche Fälle wird es für sinnvoller gehalten, ein gemeinsames Zwischenlager für diese Anlagen zu betreiben und auch die bereits vorhandenen Zwischenlagerkapazitäten in Gorleben und Ahaus auszunutzen. Es gilt daher, ein Optimum zwischen zusätzlichen Risikopotenzialen und Transportminimierung zu finden (siehe auch Antwort zu Frage Teil a, III. 18).

Zu Teil a, III. 17.; Teil b, II. 5.:

Die Zwischenlagerung kann nur als ein Schritt auf dem Weg zu einer Endlagerung gesehen werden. Eine Zwischenlagerung wird deshalb erforderlich sein, bis ein solches zur Verfügung steht. Vorrangiges Ziel muss es deshalb sein, ein geeignetes Endlager zur Verfügung zu stellen.

Zu Teil a, III. 18.:

Der Gesetzentwurf zu § 6 Abs. 3 E-AtG sieht hinsichtlich der zu prüfenden Genehmigungsvoraussetzungen bzgl. der geplanten Zwischenlager nur eine entsprechende Anwendung der Nr. 1 bis 4 des § 6 Abs. 2 vor. Nach hier vertretener Auffassung bedeutete dies, dass die in § 6 Abs. 2 bislang vorgesehene Bedürfnisprüfung, durch die Genehmigungsbehörden die Möglichkeit haben, Einfluss auf den Standort, die Größe von Standortzwischenlagern und auf die einzulagernde Menge abgebrannter Brennelemente zu nehmen, ausdrücklich aufgehoben wird. Es wird  eine entsprechende Änderung der vorgeschlagenen Regelung empfohlen. Diese könnte wie folgt gefasst werden: „Die Genehmigungsfähigkeit ist nach § 6 Abs. 2 AtG zu beurteilen.“

Zu Teil a, III. 19.:

Die in der Bundesrepublik beantragten Zwischenlager weisen hinsichtlich des baulichen Schutzes gegen Flugzeugabsturz eine sehr unterschiedliche Struktur auf. Das Ministerium für Finanzen und Energie des Landes Schleswig-Holstein hat dazu in der bisherigen Diskussion den Standpunkt vertreten, dass es angemessen ist, bei einer Zwischenlagerung nicht nur von der Behältersicherheit Kredit zu nehmen, sondern – wie in der Kerntechnik üblich – eine zusätzliche  Sicherheitsbarriere vorzuhalten, und zwar durch entsprechende Auslegung der Gebäude gegen das Ereignis Flugzeugabsturz. Dabei sollte die Realisierung eines entsprechenden Vollschutzes angestrebt werden. Die Ereignisse vom 11. September 2001 in den USA unterstreichen nachhaltig, dass zur Gewährleistung einer bestmöglichen Schadensvorsorge dieser Ansatz weiter zu verfolgen ist. Eine entsprechende Änderung des Gesetzentwurfs ist dennoch nicht erforderlich, weil schon auf der Basis des geltenden Rechts entsprechende Forderungen nach dem aktuellen Stand von Wissenschaft und Technik gestellt werden können. Hier ist in erster Linie nunmehr das Bundesamt für Strahlenschutz als zuständige Genehmigungsbehörde für die entsprechenden Zwischenlagerverfahren gefordert. Auch hinsichtlich der Anpassung der bereits vorhandenen dezentralen Zwischenlager in Ahaus und Gorleben ist eine gesetzliche Anpassung nicht erforderlich. § 17 Abs. 1 Satz 3 des Atomgesetzes bietet ausreichende Reaktions- und Handlungsmöglichkeiten.

IV. Juristische Fragen und Haftungsprobleme

Zu Teil a, IV. 30.; Teil b, III. 4.; Teil c, 4. a):

Der Vereinbarung zwischen der Bundesregierung und den Energieversorgungsunternehmen vom 14. Juni 2000 zur geordneten Beendigung der Kernenergienutzung ist zwar eine hohe politische Bedeutung beizumessen, eine rechtliche Bindung des Gesetzgebers vermag sie aber nach absolut herrschender Rechtsauffassung nicht zu begründen. Es begegnet deshalb auch keinen verfassungsrechtlichen Bedenken, wenn in der Gesetzesbegründung im Allgemeinen Teil auf diese Vereinbarung Bezug genommen und der Gesetzgeber sich die dort genannten Elemente zu eigen machen will.

Zu Teil a, IV. 31.; Teil b, III. 8.; Teil d, 1. und 2.:

In der Praxis hat der Schutzzweck schon immer Vorrang vor dem Förderzweck gehabt. Der jetzt vorgesehenen Streichung des Förderzwecks kommt dementsprechend für Aufsichts- und Genehmigungsverfahren keine gravierende Bedeutung zu. Andererseits kann im Rahmen der Zweckbestimmung den Elementen „Beendigungszweck“ und „Sicherstellung des geordneten Betriebs bis zur Beendigung“ eine hohe Bedeutung beikommen. So sollten die in der Begründung zu A. V. 3. enthaltenen Ausführungen, dass ein „hohes Sicherheitsniveau“ und der „ungestörte Betrieb“ gewährleistet werden solle in dieser Form nicht verabschiedet werden. Denn damit könnte der Eindruck erweckt werden, dass der Gesetzgeber hinter dem verfassungsrechtlich Gebotenen zurückbleiben will. Die Verfassung fordert nicht nur ein hohes Sicherheitsniveau, sondern von der Inbetriebnahme bis zur letztendlichen Stilllegung jederzeit die bestmögliche Schadensvorsorge! Ob bzw. inwieweit hierbei dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit Bedeutung beigemessen werden kann, ist im Einzelfall zu entscheiden. Ein „Sicherheitsrabatt“ während der Restlaufzeiten ist jedoch weder geboten noch verfassungsrechtlich zulässig.

Zu Teil a, IV. 32.; Teil b, III. 2.:

Das Land Schleswig-Holstein hat bei den Beratungen im Bundesrat mit der Mehrheit weiterer Bundesländer den Gesetzentwurf nicht für zustimmungspflichtig gehalten. 

Zu Teil a, IV. 35.; Teil b, III. 1.:

Die Frage der verfassungsrechtlichen Zulässigkeit der – entschädigungsfreien – Beschränkung der Laufzeit von Kernkraftwerken ist Gegenstand einer Vielzahl von rechtsgutachterlichen Stellungnahmen, Tagungen und Diskussionsrunden gewesen. Das Ministerium für Finanzen und Energie teilt die in dem Gesetzentwurf zum Ausdruck kommende Auffassung, dass die dort festgelegte Laufzeitbeschränkung verfassungsrechtlich zulässig ist. Das Ministerium hätte noch kürzere Restlaufzeiten für wünschenswert und in Übereinstimmung mit dem Denninger-Gutachten auch für verfassungsrechtlich zulässig gehalten.

Zu Teil a, IV. 42.; Teil d, 3. und 12.: 

Die Terroranschläge vom 11. September 2001 haben in erschreckender Weise deutlich gemacht, dass das Szenario eines gezielt herbeigeführten Flugzeugabsturzes bei der Bewertung des Risikos einer kerntechnischen Anlage nicht – wie in der Vergangenheit geschehen - aus dem Blick gelassen werden darf. Die Frage, ob solche Risiken tolerierbar sind, ist allerdings primär in politischer Verantwortung durch den Gesetzgeber selbst zu beantworten. Bei der Bewertung selbst ist weniger der Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines solchen Ereignisses selbst Bedeutung beizumessen als mehr dem damit verbundenen potenziellen Schadensausmaß. Es sprechen gegenwärtig gute Gründe dafür, aus Anlass der bisher nicht für möglich gehaltenen Terroranschläge zu einer Neubewertung der Sicherheit von Atomkraftwerken zu gelangen (siehe im übrigen oben die Antwort zu Teil a, II. 7.-9.). Dies ergibt sich auch daraus, dass die verfassungs- und verwaltungsgerichtlich geprägte Definition des rechtsrelevanten Bereichs „Restrisiko“ als „jenseits der praktischen Vernunft“ liegend für  jedermann erkennbar durch die Wirklichkeit auf den Prüfstand gestellt wurde. 
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